
Tag  X  im  Heibo  wurde
ausgerufen,  Solidarität  mit  der
Waldbesetzung!
von Jona Everdeen, Februar 2023

Nachdem bereits  kurz  nach  Lützerath  mit  dem Fechenheimer  Wald  die
nächste  Besetzung  geräumt  wurde,  begann  nun  nach  wochenlanger
Unsicherheit auch im Heibo die Räumung, Hundertschaften stürmten in den
Morgenstunden den Wald und umstellten die Baumhäuser. Einige Menschen
wurden schon Bi- und Tripods geräumt und die Polizei ist dabei gewohnt
brutal vorgegangen! Für heute scheint die Räumung aber erstmal vorbei und
es ist noch nicht zu spät, dorthin zu fahren!

Heibo, was ist das überhaupt und wo liegt das?
Als Heibo (Heidebogen) wird ein besetztes Waldstück bezeichnet, das Teil
des  erweiterten  Einzugsgebiets  von  Dresden  ist.  Dort  sollen  zunächst  5
Hektar eines ökologisch wertvollen Wald- und Moorgebiets zerstört werden,
um den Kiessandtagebau Laußnitz I zu erweitern. Der hier abgebaute Kies
soll dann vor allem für die Herstellung von CO2-intensivem Zement genutzt
werden,  welcher  als  Baustoff  genutzt  wird  zum  Beispiel  auch  für
Autobahnen,  für  die  der  Danni  und  der  Fecher  in  Hessen  zerstört  wurden.

Wozu braucht es Zement?
Die Herstellung von Zement ist eine der häufig neben Kohlestrom, Kerosin
und  Erdgas  vergessenen  Klimakiller,  ist  jedoch  für  ungefähr  10%  der
globalen  CO2-Emissionen verantwortlich.  Der  Bauboom der  letzten  Jahre
sorgte  noch  einmal  dafür,  dass  sich  die  Nachfrage  nach  Zement  enorm
verstärkte, wobei die in Folge der Inflationskrise stark gestiegenen Baupreise
und die nun zu erwartende Rezession diesen Trend eventuell absenken oder
gar umkehren könnten. Zur Wahrheit gehört dabei sicherlich auch, dass eine
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gewisse Menge an Zement notwendig ist um für die Gesellschaft relevante
Bauten,  zum Beispiel  von mehr Wohnungen,  vorzunehmen.  Allerdings ist
Zement  bei  weitem  nicht  so  unersetzlich  wie  es  die  Kies-  und
Zementindustrie, ein ebenfalls häufig vergessenen, aber ziemlich relevanter
Zweig der deutschen industriellen Großkapitals, gerne darstellt.

Was  sind  Alternativen  und  wie  können  sie
angewandt werden?
Zunächst erstmal durch Einsparen: Neubau von Straßen ist in Deutschland
vermeidbar und für Schienen braucht man kaum Zement. Außerdem durch
Renovierung  statt  Abriss  bei  vorhandenen  Gebäuden  kann  den  Bedarf
senken.  Für  den  benötigten  Neubau  ist  es  jedoch  möglich,  alternative
Baustoffe  zu verwenden,  die  durchaus schon erforscht  und erprobt  sind,
jedoch  bisher  einfach  nicht  profitabel  oder  zumindest  deutlich  weniger
profitabel als der übliche Beton sind. Und da haben wir auch schon das
Problem: Den Kapitalismus. In diesem geht es nämlich nicht darum, welche
Bauweisen am nachhaltigsten sind, am wenigsten Ressourcen verbrauchen
und CO2 ausstoßen, es geht nicht darum welche Form des Personenverkehrs
die sinnvollste ist und wie man Gebäude am effizientesten und nachhaltigsten
nutzen kann, sondern wie Großkonzerne am schnellsten möglichst viel Profit
erwirtschaften  und  wie  das  nationale  Kapital  am  schnellsten  seinen
Wachstum  voran  treiben  kann.

Doch  der  Kapitalismus  ist,  anders  als  die  Begrenztheit  der  natürlichen
Ressourcen,  kein  Naturgesetz.  Es  ist  möglich  Bau,  Verkehr,
Energiegewinnung und Co.  auf  eine andere Art  und Weise zu gestalten,
mittels  einer  Planwirtschaft,  die  von den Arbeiter_Innen der  Betriebe  in
Räten kontrolliert wird und deren Ziel nicht Profit ist, sondern die möglichst
effiziente und somit auch ressourcenschonende Erfüllung der Bedürfnisse
der Menschen, die sich in den Räten äußern.  In dieser neuen Form der
Gesellschaft würde dann kein ökologisch wichtiges Waldmoorgebiet für die
Zementherstellung  gerodet  werden,  es  würden  nicht  immer  mehr
Autobahnen als  Schneisen der  Zerstörung durch die  Landschaft  gezogen
werden sondern stattdessen das Schienennetz massiv ausgebaut werden um



effizient massenhaft Menschen zu befördern statt nur einzelne in übergroßen
mobilisierten Blechkisten. Es würden erneuerbare Energien in einem Maße
ausgebaut,  und Energie so weit  wie möglich eingespart  werden,  dass es
weder Kohle, Öl und Gas noch Atomenergie braucht um die Versorgung alles
Menschen zu sichern.

Die Taktik der Waldbesetzung
Wir sind solidarisch mit den Aktivist_Innen, die im Heibo und in anderen
Waldbesetzungen  ausharren,  um für  Klimagerechtigkeit  zu  kämpfen  und
bewundern ihren Mut und ihre Entschlossenheit dem fossilen Kapitalismus
zu trotzen. Das schafft Aufmerksamkeit und Beziehung und kann der Keim
für eine größere Bewegung sein! Wir denken jedoch auch, dass Besetzungen
alleine nicht  ausreichen werden.  Denn Besetzungen,  auch die  mutigsten,
stärksten und entschlossensten, werden immer geräumt werden, wenn nicht
der  Druck  von  außen  hoch  genug  ist.  Was  es  dafür  braucht,  ist  eine
kämpferische Massenbewegung, die sich aus der Basis heraus organisiert,
aus den Schulen, Unis und Betrieben, und die den Streik als ihr zentrales
Kampfmittel  nutzt:  Wenn  die  Arbeiter_Innen  im  Kiestagebau  und  der
Zementproduktion  streiken,  die  Bauarbeiter_Innen,  die  die  Autobahnen
bauen sollen und so weiter, wie soll dann noch die Rodung von Wäldern und
die  Zerstörung  von  Häusern  durchgesetzt  werden?  Wenn  wir  als
Schüler_Innen  und  Studierende  unbefristet  mitstreiken  und  protestieren,
kann das den Druck massiv erhöhen!

Rechte Angriffe auf die Waldbesetzung
In und um den Heibo kommt es immer wieder zu Angriffen von Rechten auf
die Aktivist_Innen! Volle Solidarität an euch und vor allem an die unmittelbar
Betroffenen der Gewalt! Erst auf der Demo für den Erhalt des Heibo letzte
Woche Samstag kam es parallel  zu einer Gegendemonstration von 15-20
Jungfaschos, vermutlich angeführt durch den Ex-Dortmunder Michael Brück.
Zuvor war er bereits immer wieder zu Angriffen und Bedrohungen im Wald,
sowie zur gezielten Zerstörung der Infrastruktur am Boden gekommen. Wie
bereits  im  Moni  in  Sachsen-Anhalt  zeigen  die  braunen  Banden,  die  am



Stammtisch gerne von „Heimatschutz“ und dem „guten deutschen Wald“
schwadronieren,  dass  sie  nichts  anderes  sind  als  eine  erzreaktionäre
Schlägertruppe,  die  die  Interessen  des  Großkapitals  mit  Gewalt
durchzusetzen  gesucht  und  das  mit  menschenfeindlicher  Ideologie
schönredet.

Wir fordern:

Einen sofortigen Räumungsstopp im Heibo!
Den Stopp sämtlicher Autobahnprojekte in ganz Deutschland, dafür
massive Investitionen in das Schienennetz, bessere Bezahlung und
Einstellung von neuem Personal im Öffentlichen Verkehr inklusive
kostenlose Nutzung!
Die Ersetzung von Zement durch weniger CO2-intensive Baustoffe wo
immer  möglich  und  die  Forschung  an  diesen  auf  Basis  des
gesellschaftlichen  Nutzens  statt  der  Profiterwartung!
Die Enteignung sämtlicher Bergbau-, Bau- und Energieunternehmen
unter Kontrolle der dort beschäftigten Arbeiter_Innen!
Den  Erhalt  sämtlicher  wertvoller  Naturräume  sofern  irgendwie
möglich, sowie, sollte doch vereinzelt gerodet werden müssen, die
Schaffung von ökologisch gleichwertigen Ersatzflächen!
Eine  klassenkämpferische  Klimabewegung  die  aus  ihren  Erfolgen
aber auch Fehlern der Vergangenheit lernt und ihren Fokus auf die
Organisation der  Basis  in  Schulen,  Unis  und Betrieben setzt  und
dessen zentrales Kampfmittel der (auch militant geführte) Streik ist!
Selbstorganisierte  Antifaschistische  Widerstandskomitees  zur
Verteidigung gegen rechte Angriffe!

Erdbeben in Türkei und Syrien:
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Eine  humanitäre  Katastrophe  –
vor allem für die Minderheiten
Dilara Lorin, Zuerst erschienen bei der Gruppe ArbeiterInnenmacht, Februar
2023

4.440 Tote forderte das Erdbeben in der Türkei und Syrien bis zum Morgen
des 7. Februar. Und die Zahlen steigen stetig weiter. Hinzu kommen weit
über zehntausend, teilweise schwer, verletzte Menschen.

Die  humanitäre  Katastrophe  trifft  die  Masse  der  Bevölkerung  in  beiden
Ländern, die ohnedies unter Krieg, brutaler Repression durch die Regime
von Assad und Erdogan, unter der Inflation, Wirtschaftskrise und Korruption
leiden. Die humanitäre Krise und die hohe Zahl der Toten sind daher nicht
nur  das  Resultat  einer  Naturkatastrophe,  sondern  auch  Folge  brutaler
Ausbeutung  und  Unterdrückung  –  eine  Tatsache,  die  in  der  offiziellen
Berichterstattung viel zu wenig oder gar nicht vorkommt.

Unterdrückte Minderheiten
Die  Hauptbetroffenen  der  humanitären  Katastrophe  sind  oft  Angehörige
unterdrückter Minderheiten  wie Kurd:innen, Alevit:innen, Araber:innen und
Geflüchtete.

Seit den Morgenstunden am 6. Februar haben mehr als 100 Erdbeben die
mehrheitlich kurdischen Regionen Maras über Antep, Nordost Syrien/Rojava
bis nach Mersin erschüttert. Es wurden Erdbeben mit einer Stärke von 7,9
gemessen, welches somit seit 1939 das schlimmste Erdbeben in der Türkei
ist. Die Situation ist katastrophal. Die aktuellen Todeszahlen stiegen allein
für die Türkei auf 3600 und mehr als 15.000 Menschen sind verletzt, weitere
Abertausende sind vermisst. Die Zahl der Vermissten, Verletzten und Toten
steigt stündlich an und wird noch in den nächsten Tagen das Ausmaß dieser
Katastrophe sichtbar machen.

Vor allem betroffen sind die unterdrückten Minderheiten in der Türkei und
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Geflüchtete  vor  Ort.  Dass  in  dieser  Region  mehrheitlich  Kurd:innen und
Alevit:innen  leben  ist  einer  der  Gründe,  warum  das  türkische  Regime
Jahrzehnte lang diese Region unterentwickelt ließ und kaum bis wenig in
Infrastruktur,  Bildung  oder  Gesundheitswesen  investierte.  Die
benachteiligten  Teile  der  Gesellschaft  bilden,  wie  gesagt,  mehrheitlich
Kurd:innen und andere unterdrückte Minderheiten,  es  sind die Teile  der
Gesellschaft,  welche  aufgrund  ihrer  Armut  oftmals  gezwungen  sind,  in
Häuser einzuziehen, die nicht nur mit billigen Materialien errichtet wurden,
sondern in deren Konstruktion und Statik  kaum investiert  wurde,  da sie
ohnedies für die unteren Teile der Gesellschaft gedacht waren.

Dass  also  bei  diesem  Erdbeben  so  viele  Häuser  wie  Spielkarten
zusammenfallen, wäre in vieler Hinsicht vermeidbar gewesen. Aber es lag
und liegt im Interesse staatlicher Institutionen, die Investitionskosten gering
zu halten, und es lag und liegt im Interesse der Bauunternehmen, die Profite
möglichst hoch zu halten.

Bis heute gibt es etliche alevitische und kurdische Dörfer, in welchen kein
Leitungswasser fließt, in denen Stromnetze nur spärlich ausgebaut sind oder
in denen keine asphaltierte Straße errichtet wird, aber in dem türkischen
Nachbardorf  konnte  es  ermöglicht  werden.  Diese  bewusste  Nicht-
Entwicklung  ist  ein  politisches  Machtinstrument,  um  unerwünschte
Minderheiten  aus  der  türkischen Bevölkerung hinauszudrängen,  aber  sie
eben zugleich als billige Arbeitskräfte auszubeuten.

Kurdische Regionen
Auch ist  es mehreren Wissenschaftler:innen zufolge Tage vorher bekannt
gewesen, dass ein Erdbeben dieser Stärke die Region erschüttern wird, aber
Vorkehrungen,  wie  z.B.  Evakuierungen,  wurden  nicht  ansatzweise
eingeleitet,  die  Bevölkerung  wurde  einfach  nicht  informiert.

Mehr noch. Der Wissenschafter Prof. Naci Görür wies im Live TV bei Fox
darauf hin, dass nicht nur Jahr lang bekannt war, dass es früher oder später
in der Region Erdbeben geben wird. Sie hat außerdem als Wissenschaftlerin
Bürgermeister und Gouverneure mehrmals angesprochen und sogar eine Art



Rettungs-  und Aktionsprogramme für den Katastrophenfall  vorgelegt.  Die
Verantwortlichen abwinkten aber nur ab.

In den türkischen Medien ist von all dem kaum die Rede. Schaltet man die
Kanäle ein, welche von der AKP koordiniert und kontrolliert werden, will
keiner davon etwas wissen.  Bilder werden lediglich aus einigen wenigen
Gebieten gestreamt. Regionen wie Pazarcık, Elibstan, Gölbaşı oder Hatay,
welche durch die Erdbeben erschüttert wurden und die zu 90 % kurdisch
geprägt sind, werden nicht gezeigt. Dabei sind es diese Gebiete, in welchen
viele Gebäude dem Erdboden gleichgemacht wurden. Dies spiegelt auch die
reale und aktuelle Lage der Menschen vor Ort wieder. Unterstützung und
Hilfe erreichten kaum jemand in den genannten Regionen. Die Menschen
versuchen,  mit  ihren  eigenen  Händen  die  Betonplatten  der  Häuser  zu
entfernen, denn sie hören immer wieder noch Hilferufen und Schreie der
Überlebenden unter  den  Trümmern,  können aber  in  den  meisten  Fällen
nichts unternehmen. Die Social-Media-Kanäle sind voller Hilferufe, voll mit
Adressen von zusammengefallenen Häusern, in welchen Menschen um ihr
Leben ringen. Diese werden eben gepostet, weil es sonst kaum Möglichkeiten
gibt, denen eine Stimme zu verleihen, und aus verzweifelten Hoffnung, dass
vielleicht doch eines der wenigen Rettungsteams, die schon vor Ort sind, dies
liest.

Eine  schnelle  Besserung  der  Situation  ist  nicht  in  Sicht.  Die  meisten
Menschen, befinden sich außerhalb der Häuser, um sich richtigerweise vor
weiteren  Erdbeben  zu  schützen.  Aber  bei  den  Temperaturen,  welche  
zwischen 3 und -7 Grad in der Nacht liegen, drohen viele Menschen im
Freien zu erfrieren. Trotz dieser Bedrohungen sind die Rettungskräfte der
türkischen Regierung –  nach Zeugenberichten aus  den Gebieten –  kaum
anzutreffen bzw. nicht sichtbar, und wenn, dann sind es viel zu wenige an
den Katastrophenorten.

In  den  Grenzregionen verschärft  sich  die  Lage  außerdem für  die  vielen
Geflüchteten,  die  auch  bislang  nur  in  heruntergekommenen  Gebäuden
Unterschlupf  finden konnten.  Es  ist  außerdem der  Rassismus gegenüber
Geflüchteten, der vielen Menschen Angst macht, denn dieser wird in den
kommenden Tagen nicht nachlassen. Das altbekannte Spiel, dass man lieber



nach unten tritt als nach oben, droht hier ein Ausmaß anzunehmen, das uns
nur grausen lässt.

Syrien
Auch wenn wir uns im Artikel vor allem mit der Türkei beschäftigt haben, so
darf die Katastrophe in Syrien nicht übersehen werden. In dem Land sind
bisher  rund  1500  Menschen  dem  Erdbeben  zum  Opfer  gefallen.  Die
nordöstlichen Regionen und Teile  von Rojava sind vom Erdbeben massiv
betroffen.  Es  sind  dies  Gebiete,  die  durch  den  jahrelangen  Bürgerkrieg
gebeutelt und ausgeblutet sind und nicht zur Ruhe kommen. Sie verfügen
über wenig bis gar keine Infrastruktur, um Bergungsarbeiten durchzuführen.
Assads  Stellungnahme  dagegen  sind  blanker  Zynismus.  Kaum  staatliche
Unterstützung  wurde  in  diese  Region  entsendet,  denn  es  sind  zum Teil
Gebiete, die nicht mehr unter Assads Kontrolle stehen. Die Türkei wiederum
setzte die Angriffe auf Rojava auch während des Erdbebens fort!

Wer hilft?
In der aktuellen Situation sind Sach- und Geldspenden dringend erforderlich,
welche die Menschen vor Ort direkt erreichen. Für alle, die Geld überweisen
wollen,  verweisen  wir  auf  die  Webseite  und  das  Konto  von  Heyva  Sor
(Kurdischer Roter Halbmond; https://www.heyvasor.com/de/alikari/) Dabei ist
recht  sicher,  dass  die  Spenden  auch  dort  ankommen,  wo  sie  gebraucht
werden.

Denn nicht jeder Spendenaufruf  ist  einer,  der die Teile der Bevölkerung
erreicht, die am härtesten von der Katastrophe betroffen sind. Spenden, die
an den türkischen oder an den syrischen Staat gehen, sind oftmals welche,
die in den Taschen des Regimes oder deren Mittelsmänner landen und nicht
die Menschen vor Ort  erreichen.  In vielen Städten Deutschlands werden
aktuell  auch Sachspenden gesammelt,  womit dann Menschen oftmals mit
dem Auto in die Gebiete fahren und die Sachspenden dann an den Stellen
weitergeben, in welchen sich gerade (notgedrungen) die meisten Menschen
aufhalten. Dabei fehlt es fast an allem, denn die meisten Menschen mussten
ihre Wohnungen innerhalb von Sekunden verlassen.
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Es  ist  aber  klar,  dass  die  humanitäre  Hilfe,  egal  welcher  Art,  nur  die
Auswirkungen  der  Katastrophe  lindern  kann.  Was  sind  aber  politische
Forderungen,  die  Revolutionär:innen  in  diesen  Momenten  aufwerfen
müssten?

Es  muss  die  Frage  gestellt  werden,  wie  es  sein  kann,  dass  gerade  die
Regionen, in welchen die kurdischen, arabischen, alevitischen Minderheiten
leben,  dies sind,  die  am schlechtesten auf  Naturkatastrophen vorbereitet
sind, obwohl es bekannt ist, dass in dieser Region die anatolische Platte auf
die arabische trifft. Rassismus und Unterdrückung führen direkt zur Armut,
zu einer Lage, die von Immobilienhaien und kapitalistischen Unternehmen
bewusst  ausgenutzt  wird.  Die  Frage,  die  hier  also  hauptsächlich gestellt
werden muss, ist auch die Frage der Verbindung des Befreiungskampfes der
Kurd:innen und aller unterdrückten Minderheiten in der Türkei und in Syrien
mit dem der Arbeiter:innenklasse. Wir fordern:

Massive  Hilfsgüter  und  Personal  für  alle  betroffenen  Regionen!
Private Spenden sind gut, aber eigentlich müssen die Reichen, die
Profiteure, der Staat und die imperialistischen Länder gezwungen
werden, für die Katastrophenbekämpfung aufzukommen!
Damit  die  Hilfsgelder  nicht  im Korruptionssumpf versinken,  muss
ihre Verteilung und Verwendung von Ausschüssen der Bevölkerung
in  den  betroffenen  Gebieten  und  von  Beschäftigten  bei  den
Hilfsorganisationen kontrolliert werden. Auch Beschäftigte bei den
Banken  und  Finanzinstitutionen  können  hier  eine  wichtige
Kontrollfunktion  übernehmen.
Um den Zugang für Hilfsgüter, Helfer:innen, Katastrophenschutz zu
allen Regionen, frei von Repression und Angst vor Unterdrückung, zu
ermöglichen, ist der Rückzug der Armee und der Polizei notwendig.
Schluss  mit  der  Verfolgung  und  Unterdrückung  kurdischer  und
anderer  oppositioneller  Organisationen!  Rückzug  von  Assads
Schlächter-Truppen!  Bleiberechte  für  alle  Geflüchteten!
Rettungs-  und  Wiederaufbauprogramm,  finanziert  aus  der
Besteuerung der Profite und großen Privatvermögen unter Kontrolle
der Arbeiter:innen und Bäuer:innen in den betroffenen Regionen!



Personalmangel  an  Schulen:
Mehrarbeit  und Yoga sollen  es
richten
Von Christian Gebhardt, Februar 2023. Wir spiegeln diesen Artikel von der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Die Katze ist aus dem Sack: Zu viele Schüler_Innen treffen auf zu wenig
Lehrkräfte.  Es herrscht Lehrkräftemangel  an unseren Schulen.  Laut dem
Berater_Innengremium „Ständige Wissenschaftliche Kommission“ (SWK) der
Kultusminister_Innenkonferenz (KMK) fehlen jetzt schon 12.000 Stellen und
in  den  kommenden  Jahren  soll  diese  Lücke  jährlich  um  etwa  1.600
Lehrer_Innen  ansteigen.

Diese Lage ist der KMK nicht erst seit heute bewusst. Und natürlich nimmt
jede_R  Beschäftigte_R  in  einer  Bildungseinrichtung  schon  lange  das
zunehmende Problem wahr. Jedoch sind die oben angesprochenen Zahlen der
KMK mit Vorsicht zu genießen. Studien des Bildungswissenschaftlers Prof.
Dr. Klaus Klemm, die er im Auftrag unterschiedlicher Organisationen wie z.B.
der GEW oder des VBE (Verband Bildung und Erziehung) durchgeführt hat,
sprechen eher dafür, dass die KMK ein stark geschöntes Bild zeichnet und
mit einer weitaus größeren Lücke bis 2030 zu rechnen ist.

Das dahinter liegende Problem zeichnet sich wie folgt: Geburtenschwache
Jahrgänge nehmen in  den kommenden Jahren ihr  Studium auf,  während
geburtenstärkere  eingeschult  werden –  eine  größere  Schüler_Innenschaft
steht einer kleineren Anzahl an potentiell neuen Lehrer_Innen gegenüber.
Die Zunahme der Schüler_Innenzahlen durch Migration von Geflüchteten
verstärkt diesen Effekt noch. Hier wird zwar gerne nach einem Sündenbock
gesucht, doch den alleinigen Auslöser für das Problem stellt diese bei weitem
nicht dar.
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Laut  Klemm  basieren  seine  Berechnungen  wie  die  der  KMK  auf  einer
ähnlichen  Annahme  des  Anstiegs  der  Schüler_Innenzahl  bis  2030  sowie
ähnlicher Zahlen der notwendigen Stellen. Interessant wird es aber, wenn
ein  Fokus  darauf  gerichtet  wird,  wie  sich  das  Neuangebot  frisch
ausgebildeter Lehrkräfte bis 2030 entwickelt. Die KMK geht hier von einer
konstant bleibenden Zahl aus. Klemm prognostiziert im Gegensatz dazu ein
Sinken der Anzahl jährlich neu ausgebildeter Lehrkräfte. Dies begründet er
durch den Verweis auf die oben schon angesprochenen geburtenschwachen
Jahrgänge,  die in den kommenden Jahren ihr Studium beginnen werden.
Weniger  potenzielle  Lehramtsstudierende  bedeuten  auch  eine  geringere
Anzahl an Neulehrkräften. Die Rechnung der KMK beschreibt er in diesem
Punkt als schlicht unseriös.

Durch diese unterschiedliche Herangehensweise sieht Klemm im Gegensatz
zum KMK für 2030 einen Lehrkräftemangel von 81.000 voraus (480% mehr
als die KMK). Wichtig anzumerken bleibt, dass diese Zahl notwendig ist, um
nur den derzeitigen Status quo aufrechtzuerhalten.

Um  bildungspolitische  Ziele  wie  Inklusion,  Ganztagsausbau,  zusätzliche
Betreuung geflüchteter Jugendlicher zu gewährleisten oder die durch Corona
entstandenen  Lernrückstände  aufzuholen,  werden  noch  viel  mehr  neue
Lehrkräfte benötigt. Die wirkliche Zahl beläuft sich laut Klemm daher bis
2030  somit  auf  weit  über  100.000  Fehlstellen,  möchte  man  diese
ausgerufenen  Ziele  auch  wirklich  erreichen.

Problem erkannt, Problem gebannt?
Nach den obigen Ausführungen können wir schon einmal festhalten, dass die
KMK das Problem nicht erkennen, sondern politisch kleinreden und leugnen
möchte. Auch bei dessen Lösung sieht es nicht besser aus.

Am 27. Januar 2023 stellte die KMK die Vorschläge der SWK vor. Darin wird
u.a. Folgendes vorgeschlagen:

Die Möglichkeit der Teilzeit soll eingeschränkt werden.
Die  zu  unterrichtenden  Unterrichtsstunden  pro  Woche  (Deputat)



sollen befristet erhöht werden.
Auslandsabschlüsse  sollen  einfacher  anerkannt  werden,  um
ausländische Lehrer_Innen schneller einsetzen zu können.
Pensionierte Lehrer_Innen sollen aus dem Ruhestand geholt werden.
Mithilfe des Fernunterrichts soll eine Lehrkraft nicht nur eine Klasse,
sondern mehrere gleichzeitig unterrichten.

Die  Vorschläge  wurden  richtigerweise  von  der  Vorsitzenden  der
Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft (GEW), Maike Finnern, als
„Ausdruck einer Hilflosigkeit“ sowie als „blanker Hohn“ bezeichnet. Sie weist
auch darauf hin, dass u.a. die GEW schon seit Jahren auf die Schönrechnerei
der KMK aufmerksam macht. Passiert sei aber nichts. Die GEW verweist auf
ihre „15 Punkte gegen den Lehrkräftemangel“, die sie zur Diskussion stellt

In diesem Artikel können wir nicht näher auf alle Punkte des „15-Punkte-
Programms“ eingehen. Die Strategie der GEW geht jedoch über ein Anbieten
von  Diskussionen  und  Verhandlungen  nicht  hinaus.  Im  Grunde  ist  das
überhaupt keine Strategie,  sondern nur eine Form des Vermeidens einer
offenen Konfrontation mit der KMK. Das Problem soll eher mitverwaltet und
„gemeinsam überwunden“ werden, anstatt die Interessen der Beschäftigten
darzustellen  und  offensiv  gegenüber  der  KMK  zu  vertreten  und
durchzusetzen.

Was könnte die GEW anders machen?
Einer der Punkte, die die GEW als Lösung vorschlägt ist u.a.:

„Um  ausgebildete  Lehrkräfte  an  den  Schulen  zu  halten,  müssen  die
Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte verbessert und damit attraktiver werden
(Senkung  der  Arbeitszeit,  kleinere  Klassen,  mehr  Ausgleichsstunden,
besserer  Gesundhe i tsschutz ,  höhere  A l tersermäßigung,
Unterstützungssysteme für Lehrkräfte wie Team-Coaching und Supervision
usw.).“

Diese Forderungen finden sich nicht umsonst unter „Punkt 1“ ihrer Liste! Sie
stellen zentrale Fragen dar,  durch den der Lehrer_Innenberuf attraktiver
gestaltet werden kann, um so Kolleg_Innen im Beruf zu halten und junge



Leute für diesen zu begeistern. Leider widerspricht der Vorschlag der KMK
fast  allen  Forderungen.  Dies  verdeutlicht,  dass  hier  kein  Kompromiss
auszuhandeln ist. Es muss sich vonseiten der GEW auf eine langanhaltende
Auseinandersetzung  und  Angriffe  auf  die  Arbeitsbedingungen  der
Beschäftigten  in  den  Schulen  und  darüber  hinaus  eingestellt  werden.

Für  die  GEW  spielt  daher  der  Kampf  um  einen  „Tarifvertrag
Gesundheitsschutz“  und  für  „kleinere  Klassen“  in  Berlin  eine  nicht  zu
unterschätzende Vorreiterrolle! Dieser wird um eine der zentralen Fragen
ausgefochten: Wer holt die Kohlen aus dem Feuer? Die Beschäftigten durch
Mehrarbeit und schlechtere Arbeitsbedingungen – und infolgedessen auch
die Schüler_Innen und Eltern – oder werden Verbesserungen erkämpft und
durchgesetzt, die die Krise im Sinne der Beschäftigen, Schüler_Innen und
Eltern lösen?

Um  diesen  Kampf  aber  zu  gewinnen,  muss  die  GEW  in  Berlin  ihre
Streikstrategie ändern. Die bisherigen eintägigen Warnstreiks haben gezeigt,
dass sie nicht ausreichen, um den Senat zum Umdenken zu bewegen. Sie
sollte  die  Gespräche  für  gescheitert  erklären,  die  Organisation  sowie
Durchführung  eines  unbefristeten  Erzwingungsstreiks  einleiten  und  ihre
Kampfkraft zusammen mit den Kolleg_Innen im öffentlichen Dienst, bei der
Post und im Nahverkehr auf der Straße vereinigen. Hier können wir positiv
auf die Initiative der Jungen GEW Berlin verweisen, die richtigerweise eine
Unterschriftenliste gestartet hat, indem sie den Vorstand der GEW Berlin
dazu  aufruft,  die  Verhandlungen  für  gescheitert  zu  erklären  sowie  die
notwendigen Vorbereitungen und Durchführung eines  Erzwingungsstreiks
e i n z u l e i t e n
(https://docs.google.com/forms/d/e/1FAIpQLSdDESQdkzQGP6lqAFjbYToI6ylV
8LGk9bOyqpJxw-qDr137eQ/viewform).

Bundesweite  Solidaritätskampagne  für  die
Berliner Kolleg_Innen!
Die GEW bundesweit muss aber nicht nur zuschauen, was in Berlin passiert,
sondern sollte schnellstmöglich damit beginnen, den Kampf ihres Berliner
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Landesverbandes voll zu unterstützen. Sie sollte eine Solidaritätskampagne
initiieren, in der sie Lehrkräfte, Schüler_Innen und Eltern in Solidarität mit
dem Berliner Tarifkampf sammelt. Neben dem Aussprechen von Solidarität
sollte sie auch darauf abzielen, politischen Druck aufzubauen, indem sie die
SPD und LINKE dazu aufruft, ihre Blockadehaltung zu durchbrechen. Hierbei
sollte sich gezielt auf diese beiden Parteien fokussiert werden, sind es doch
gerade die SPD und LINKE, die am meisten in den Gewerkschaften verankert
sind und somit durch eine gewerkschaftliche Initiative erreicht und unter
Druck gesetzt werden können. Zusätzlich stellen Parteien wie die CDU oder
FDP gewerkschaftsfeindliche Parteien dar, von denen nichts zu erwarten ist.
Hier  sollte  keine  politisch  diffuse  Kampagne  gefahren  werden,  in  der
Hoffnung  ein  paar  mehr  Solidaritätsstimmen  zu  bekommen.  Aus  einer
klassenkämpferischen  Gewerkschaftspolitik  muss  hier  eine  Klassenlinie
gezogen werden und die CDU bzw. FDP stehen hier auf der anderen Seite.

Eine solche Solidaritätskampagne könnte in zweierlei Hinsicht nützlich sein.
Erstens könnte sie dazu führen, exemplarisch in einem Bundesland „Kleinere
Klassen“ tariflich festzuschreiben. Zweitens könnte sie auch als Ansatzpunkt
fungieren,  um  diese  Forderung  in  einer  bundesweiten  Initiative  zu
kanalisieren  und  mit  weiteren  Forderungen  des  „15-Punkte-Plans“  zu
verbinden.  Diese  bundesweite  Initiative  sollte  diese  Forderungen  als
Bestandteil der kommenden Tarifverhandlungen rund um den „Tarifvertrag
der  Länder“  (TV-L)  vorschlagen  und  diese  in  die  Tarifverhandlungen
integrieren.

So hätten alle Kolleg_Innen im Bildungsbereich, ob Schule oder Kita, die
Chance,  nicht  nur in  Berlin,  sondern bundesweit  zusammen mit  unseren
Schüler_Innen und ihren Eltern auf die Straße zu gehen und der KMK ein
klares „Nein“ auf  ihre Vorschläge entgegenzurufen.  Wir  haben die  Krise
nicht verursacht! Wir werden auch nicht dafür geradestehen!



Frankreich: 2 Millionen auf den
Straßen  –  was  ist  der  nächste
Schritt?
Von Marc Lassalle,  einem französischen Genossen der  LFI.  Der  Text  ist
zuerst  in  der  Neuen  Internationalen  der  Gruppe  Arbeiter:innenmacht
erschienen  und  ist  noch  auf  dem Stand  vor  dem letzten  Aktionstag  am
Dienstag,  an  dem  wieder  Millionen  auf  der  Straße  waren.  Aber  die
Perspektive  ist  noch  aktuell.

Die  Zahlen  sprechen  für  sich.  Mehr  als  zwei  Millionen  Arbeiter:innen
demonstrierten am 19. Januar gegen den jüngsten Versuch von Präsident
Emmanuel Macron, das Rentensystem zu reformieren. Ein Zeichen für den
weit verbreiteten Widerstand unter den Lohnabhängigen war eine seltene
Einheitsfront, bei der alle großen Gewerkschaftsverbände streikten und so
den  Verkehr,  die  Energieversorgung  und  die  Schulen  zum  Stillstand
brachten.

Heftiger Angriff
Die  Reform  ist  ein  schwerer  Angriff  auf  die  Arbeiter:innenklasse.  Die
Anhebung  des  Renteneintrittsalters  von  62  auf  64  Jahre  wird  sich
unverhältnismäßig  stark  auf  Industriearbeiter:innen  und  weniger
qualifizierte  Arbeitskräfte  auswirken,  die  bereits  eine  kürzere
Lebenserwartung  und  weniger  Rentenjahre  haben.

Nachdem  er  einen  früheren  Versuch  im  Jahr  2019  wegen  der  Covid-
Pandemie aufgegeben hatte, hat Macron beim aktuellen Projekt nicht um den
heißen Brei herumgeredet: Die Beschäftigten müssen mehr arbeiten, um die
verschiedenen Maßnahmen der Regierung zur Stützung der Wirtschaft zu
bezahlen, sowohl während der Pandemie als auch in letzter Zeit wegen der
steigenden Energiekosten.

Die  Regierung  argumentiert,  dass  die  Reform  notwendig  ist,  um  ein
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prognostiziertes Defizit von 14 Milliarden Euro bis zum Ende des Jahrzehnts
zu schließen. Aber während der Pandemie hat der „Präsident der Reichen“
nicht  zehn,  sondern  hunderte  von  Milliarden  Euro  in  die  Stützung  der
kapitalistischen Wirtschaft gesteckt, und niemand hat das vergessen.

Während  Macron  mit  einer  Schwächung  der  Kampfbereitschaft  der
Arbeiter:innenklasse rechnete, hat der Aktionstag vom 19. Januar ihn und
seine  bürgerlichen  Expert:innen  eines  Besseren  belehrt.  Selbst  die
gemäßigte  Gewerkschaft  CFDT,  die  die  Reformen  der  ersten  Regierung
Macron zum Arbeitsschutz (Code du Travail) unterstützt hatte, verurteilte sie
als „eine der brutalsten Rentenreformen seit 30 Jahren“. Philippe Martinez,
Vorsitzender der linkeren Gewerkschaft CGT, sagte, der Plan bündele „die
Unzufriedenheit aller“ mit der Regierung. Umfragen zufolge sind etwa 9 von
10 Arbeiter:innen gegen die Vorschläge.

Macron  begründete  seine  beiden  Präsidentschaftswahlen  mit  dem
Versprechen, das zu tun, was früheren Regierungen in den letzten 30 Jahren
nicht  gelungen  ist:  den  Widerstand  der  Gewerkschaften  gegen  die
Rentenreform zu brechen.  Der Präsident,  dessen Partei  der  bürgerlichen
Mitte La République en Marche (Die Republik im Vorwärtsgang) bei den
letztjährigen Parlamentswahlen ihre Mehrheit im französischen Parlament
verloren  hat,  ist  auf  die  Stimmen der  rechten  Republikanischen  Partei  
angewiesen. Die Überreste des Gaullismus werden sich jedoch nicht so leicht
dazu überreden lassen, die politischen Kosten für Macrons Reformvorhaben
zu übernehmen.

Gelingt es ihm nicht, eine parlamentarische Mehrheit zusammenzuschustern,
könnte  der  Präsident  auf  Notstandsgesetze  zurückgreifen,  die  es  ihm
erlauben,  das  Parlament  zu  überstimmen,  auch  auf  die  Gefahr  hin,
Neuwahlen zu erzwingen. Macron hat die Zukunft seiner Regierung von der
Verabschiedung dieser Reform abhängig gemacht. Der letzte Versuch im Jahr
2019 löste die längste Streikperiode seit dem Generalstreik von 1968 aus.
Alle Seiten spielen um die höchsten Einsätze.



Entscheidender Kampf
Millionen von Arbeiter:innen bereiten sich jetzt auf einen entscheidenden
Kampf mit der Regierung vor. Trotz des großen Erfolgs des ersten Tages
muss die Arbeiter:innenklasse ernsthafte Schwächen in ihrem eigenen Lager
überwinden.  Während  die  Parole  eines  Generalstreiks  auf  den
Demonstrationen  weithin  aufgegriffen  wurde,  steht  sie  nicht  auf  der
Tagesordnung  der  Gewerkschaftsführungen  –  im  Gegenteil.  Sie  drohen
lediglich mit einer langen Kampagne und haben für den 31. Januar einen
weiteren Aktionstag mit Streiks und Demonstrationen angekündigt.

Die  Gewerkschaftsspitzen  verfolgen  ihre  übliche,  gefährliche  und  in  der
Regel tödliche Taktik gelegentlicher „Aktionstage“ mit Pausen dazwischen,
die der Regierung nur zum Vorteil gereichen, die sie nutzen wird, um einen
Deal mit der CFDT zu schließen, das Bündnis der Gewerkschaftsverbände zu
schwächen und schließlich zu brechen.

Die  beiden großen linken Parteien  sind  gegen die  Reform,  aber  für  die
Arbeiter:innenschaft  unzuverlässige  Verbündete.  Die  Überbleibsel  der
Sozialistischen Partei haben die letzte Rentenreform 2014 eingeführt. Jean-
Luc  Mélenchon,  Parteivorsitzender  von  France  Insoumise  (Unbeugsames
Frankreich), fordert eine Senkung des Renteneintrittsalters auf 60 Jahre, ist
aber  mehr  auf  die  parlamentarische  Bühne  konzentrierte,  als  einen
ernsthaften  sozialen  Widerstand  in  den  Betrieben  und  auf  den  Straßen
aufzubauen.  Die  Schwäche  der  „Revolutionär:innen“  lässt  sich  an  der
prekären Lage der NPA (Neue Antikapitalistische Partei) ablesen. Nach einer
Spaltung  im  vergangenen  Dezember  gibt  es  derzeit  zwei  NPAs  mit
demselben  Namen,  wenn  auch  sehr  unterschiedlichen  politischen
Einschätzungen  und  Ausrichtungen.  Keine  von  ihnen  ruft  zu  einem
Generalstreik  auf.

Welche Strategie, welche Kampfmethoden?
Die Frage, die sich allen Lohnabhängigen und Jugendlichen stellt, ist, welche
Organisation und Strategie erforderlich ist, um diesen Angriff abzuwehren.
Diese  Aufgaben  müssen  in  den  betrieblichen  Vollversammlungen  und  in



Arbeiter:innenausschüssen behandelt werden. Macrons Regierung steht und
fällt  mit  der  Frage,  ob  er  diese  Reform  verabschiedet  –  aber  unsere
Bewegung muss die Lohnabhängigen für eine umfassende Antwort auf die
Krise mobilisieren: nicht nur die Abschaffung der Rentenreform, sondern den
Kampf  für  Lohn-  und  Rentenerhöhungen,  einen  massiven  Plan  für
Investitionen  in  den  öffentlichen  Sektor,  insbesondere  in  Schulen  und
Krankenhäuser, mehr hochwertigen bezahlbaren Wohnraum, einen speziellen
Plan  für  junge  Menschen  und  die  Aufhebung  der  rassistischen  Anti-
Migrationsgesetze.

Die Beschäftigten der Ölraffinerien planen bereits,  ihre Streiks Ende des
Monats auszuweiten. Diesem Beispiel sollten wir folgen, aber angesichts der
Tatsache,  dass  sich  die  Gewerkschaftsführer:innen  der  Verantwortung
entziehen,  indem  sie  die  Entscheidung  den  verschiedenen  Sektoren
überlassen, müssen wir eine alternative Strategie und Führung im Hier und
Jetzt vorbereiten.

Der  31.  Januar  muss  zum  Ausgangspunkt  für  eine  Reihe  eskalierender
Streiks werden für die Bildung von Aktionsräten der Arbeiter:innenklasse zur
Koordinierung  und  Kontrolle  der  sozialen  Bewegung,  die  in  einem
Generalstreik  gipfeln,  um  Macron  und  den  Arbeit„geber“:innen  eine
umfassende  Nieder lage  zuzu fügen  und  den  Weg  für  e ine
Arbeiter:innenregierung zu ebnen, die mit dem kapitalistischen System in
seiner Gesamtheit abrechnen kann.

Eine schwere Niederlage Macrons würde den Weg weisen, den viele andere
europäische Länder einschlagen sollten.

FASCHIST_INNEN

https://onesolutionrevolution.de/faschist_innen-blockieren-gemeinsam-gegen-die-naziaufmaersche-in-dresden/


BLOCKIEREN:  Gemeinsam
gegen  die  Naziaufmärsche  in
Dresden!
Aus: Widerworte #2, Januar 2023 – Bild von Twitter @tmoeritz

Dieses  Jahr  finden  am  10./11./12./13.2.  wieder  die  alljährlichen
rechtsextremen Proteste in Dresden statt, die das Thema der Bombardierung
Dresdens im 2. Weltkrieg für sich instrumentalisieren. Hierbei betreiben die
Nazis  offenen  Geschichtsrevisionismus  und  nennen  die  Bombardierung
Dresdens „Den Bombenholocaust“, der 250.000 Opfer gefordert haben soll,
so  zumindest  laut  dem Fronttransparent  vom letzten  Jahr.  Dabei  ist  die
Bombardierung Dresdens ein Ereignis, das tatsächlich stattgefunden hat: Im
Jahre 1945, am Ende des 2. Weltkrieges bombardierten britische Flugzeuge
in  der  Nacht  zum  13.  Februar  Dresden.  Über  Jahre  hinweg  gab  es
verschiedenste  Schätzungen  zu  Opferzahlen  mit  den  unterschiedlichsten
Ergebnissen, doch laut Ermittlungen starben bei der Bombardierung etwa
22.700 – 25.000 Menschen.

Diese  Fakten  interessieren  die  Nazis  aber  nicht,  sie  haben  in  der
Bombardierung Dresdens ein Ereignis gefunden, das man mit verdrehten
Fakten für sich instrumentalisieren & emotionalisieren kann. Denn das, was
sie  machen,  das  Sprechen  von  einem  angeblichen  „Bombenholocaust“,
relativiert  schlicht  und  ergreifend  den  Holocaust,  indem  es  einen
übertriebenen Opfermythos erzeugt, der die Bombardierung Dresdens mit
dem Holocaust gleichsetzt.

Doch mit  diesem Thema haben es  die  Nazis  in  den letzten  Jahrzehnten
geschafft, rund um den 13.2. viele Rechte auf ihre Demo zu mobilisieren.
Begonnen hat  diese  Tradition 2000 mit  einem durch eine rechtsextreme
Organisation initiierten „Trauermarsch“. Lagen die Teilnehmer_Innenzahlen
2000 noch bei knapp 500 stiegen sie bis zu ihrem Höhepunkt im Jahre 2005
auf 6500 Teilnehmer_Innen an und stellten den zur damaligen Zeit größten
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Neonazi-Aufmarsch  in  Europa  dar.  In  den  darauffolgenden  Jahren
verkleinerte sich die Zahl der rechten Demonstranten, auch aufgrund des
Gegenprotestes,  der  immer  präsenter  wurde.  Vor  allem  während  der
Pandemie  sanken  die  Teilnehmer_Innenzahlen  immer  mehr,  sodass  auf
rechter Seite im letzten Jahr lediglich 400-750 Menschen mobilisiert werden
konnten.

Warum  betrifft  uns  der  Rechtsruck  als
Jugendliche  und  Schüler_Innen?
Dass es seit den späten 00ern in ganz Europa einen starken Rechtsruck gibt
und dass dieser in den letzten Jahren noch mal einen gewaltigen Aufschwung
erlebt hat, ist kein Zufall. Das lag an der Finanzkrise 2008, die nie wirklich
aufgelöst  wurde und dem erneuten Zusammenbrechen der Wirtschaft  im
Zuge der Corona Pandemie. In Zeiten wirtschaftlicher und gesellschaftlicher
Unsicherheit wie Kriegen oder Krisen des Kapitalismus beginnen mehr und
mehr Menschen am „Weiter wie bisher!“, am kapitalistischen Status Quo zu
zweifeln.

Leider führen diese Zweifel nicht bei allen dazu, das gesamte System zu
hinter f ragen  und  s ich  für  e ine  komplet t  neue  gerechtere
Gesellschaftsordnung einzusetzen. Bei vielen anderen ist der Glaube an den
Kapitalismus  als  Naturgesetz  so  tief  verankert,  dass  sie  nach  anderen
Erklärungen  suchen.  Für  sie  leben  wir  in  einem fundamental  gerechten
System. Wenn es ihnen und ihrem Umfeld beginnt, schlechter zu gehen, dann
liegt das nicht am System selbst, sondern daran, dass es missbraucht wird.
An einzelnen korrupten Politiker_Innen, einer großen Verschwörung, ‚Eliten‘,
Schattenregierungen und „Globalisten“ (womit übrigens fast immer Jüdinnen
und  Juden  gemeint  sind).  Für  sie  müssen  einfach  die  richtigen  starken
Männer an die Macht, die all die Verschwörer_Innen verjagen und wieder
Frieden und Wohlstand ins Reich einkehren lassen.

Und die, die gerne solche starken Männer wären, wissen, wie sie die Zeiten
der Unsicherheit nutzen können. Indem sie weiter Angst und Hass schüren,
um Menschen zu sich zu treiben.



Und sollten sie das tatsächlich schaffen, sieht es für uns Jugendliche finster
aus.  Was  noch  mehr  und  offener  Rassismus  für  nichtweiße  Jugendliche
bedeutet, muss man gar nicht erst ausführen, aber auch darüber hinaus ist
mit Einigem zu rechnen. So greifen Rechte auch massiv in jedes einzelne
Leben ein. Sie propagieren die bürgerliche Kleinfamilie mit der fürsorglichen
und  aufopfernden  Mutter,  dem  strengen,  gerechten  Vater,  der  als
allmächtiger Patriarch über die Familie verfügt und ihren braven weißen
Kindern.  Platz  für  abweichende Geschlechtsidentitäten,  Sexualitäten oder
schlicht und einfach Jugendliche mit einem eigenen Willen ist hier nicht.

Die finanzielle und rechtliche Abhängigkeit Jugendlicher von den Eltern und
von Frauen gegenüber ihren Ehemännern ist für sie begrüßenswert und alles
was sie schmälern könnte, lehnen sie ab. Sie versuchen uns Rollenbilder
aufzuzwingen  und  all  die  bereits  erkämpften  Fortschritte  wieder
einzustampfen.

Auch die Krise selbst, für die die Rechten keine Lösung haben, trifft uns als
Jugendliche besonders hart. Bildung ist das Erste, an dem gespart wird und
auch  die  Jugendarbeitslosigkeit  liegt  meist  noch  deutlich  über  dem
Durchschnitt.  Azubis  und  studentische  Hilfskräfte  sind  die  ersten,  die
gefeuert  werden  und  dadurch  auch  oft  gezwungen,  zu  ihren  Eltern
zurückzuziehen oder gar nicht erst auszuziehen. So können sie sich nicht frei
entfalten und ins selbständige Leben übergehen. All das sind Konsequenzen
von Krise, Kapitalismus und Rechtsruck und sie treffen uns alle. Deswegen
müssen wir uns auch alle kollektiv dagegen wehren!

Geht auf die Gegenkundgebungen und beteiligt euch an Aktionen rund um
den 13.2., um den Nazis zu zeigen, dass wir ihnen ihren Opfermythos nicht
abnehmen. Zur Vorbereitung darauf  findet morgen (4.2.)  um 16 Uhr ein
Demotraining in Dresden (Zentralwerk, Riesaer Str. 32) von uns statt!

Aber lasst es nicht dabei! Wir müssen auch selbst Perspektiven aufzeigen
und eine internationale Bewegung als Antwort auf die Krise aufbauen. Wir
müssen uns organisieren, an Schulen, Unis und Betrieben. Antirassistische
Komitees gründen,  uns kollektiv  selbst  schützen und Nazis  keinen Raum
mehr lassen, auf der Straße oder anderswo. Wir müssen ankämpfen gegen



Sparmaßnahmen in der Bildung und im Sozialen. Nicht wir sollten die Krise
zahlen, sondern die, die an ihr noch reicher geworden sind! Gegen sexuelle
Unterdrückung  und  für  die  körperliche  Selbstbestimmung  aller!  Gegen
aufgezwungene Rollenbilder, unausweichliche Ausbeutung und unfreiwillige
Abhängigkeit von einer Familie, die man sich nicht selbst ausgesucht hat!

Erneute  Eskalation  im  Nahost-
Konflikt?  6  Fragen  –  6
Antworten!
Von Lia Malinovski, Februar 2023

Warum ist dieses Framing problematisch?
In den letzten Tagen hat sich die Gewaltspirale zwischen der israelischen
Regierung  und  palästinensischen  Gruppen  wieder  erneut  heftig  in  Gang
gesetzt.  In  den  bürgerlichen  Medien  ist  dabei  von  einer  „Eskalation  im
Nahost-Konflikt“  die  Rede.  Dabei  wird  einerseits  in  guter  alter  kolonial-
eurozentristischer Manier vom „Nahen Osten“ gesprochen (, denn ob das
Ganze  nah  ist  und  im Osten  liegt,  hängt  natürlich  vom Standpunkt  der
Betrachterin ab). Auch die Rede von einer Eskalation trifft den Punkt nicht
ganz, denn die jahrzehntelange Besatzung, Entrechtung und Unterdrückung
der  Palästinenser_innen  stellen  für  sich  genommen  schon  ein  ziemlich
eskalatives Level in einem Konflikt zwischen Bevölkerungsgruppen dar. Erst
dann von Eskalation zu sprechen, wenn es zu Gewaltausbrüchen kommt,
suggeriert als wäre vorher eigentlich alles tutti bzw. nicht ganz so schlimm
gewesen.  Doch  die  Palästinenser_innen  spüren  die  Gewalt  des
Besatzungsregimes  Tag  für  Tag.

https://onesolutionrevolution.de/erneute-eskalation-im-nahost-konflikt-6-fragen-6-antworten/
https://onesolutionrevolution.de/erneute-eskalation-im-nahost-konflikt-6-fragen-6-antworten/
https://onesolutionrevolution.de/erneute-eskalation-im-nahost-konflikt-6-fragen-6-antworten/


Was genau ist in den letzten Tagen passiert?
Ausgangspunkt der Gewaltspirale war ein Angriff des israelischen Militärs
auf  ein  palästinensisches  Geflüchtetencamp  in  Jenin  (Westbank).  Die
Soldat_innen richteten dabei ein Blutbad an, bei dem 9 Menschen getötet
wurden. Weitere 20 Palästinenser_innen wurden bereits in diesem noch sehr
jungen  Jahr  durch  das  israelische  Militär  getötet.  Die  im  Gazastreifen
regierende Hamas beantwortete das Massaker mit Raketenangriffen auf den
Süden Israels, die jedoch keinen nennenswerten Schaden anrichteten. Das
israelische Militär flog daraufhin Luftangriffe auf Stellungen der Hamas. Im
Zuge  dessen  kam es  auch  zu  Angriffen  auf  zivile  Opfer  in  israelischen
Siedlungen im palästinensischen Teil Jerusalems. Dabei wurden bei einem
Anschlag auf eine Synagoge 7 Israelis brutal ermordet.

Was ist der Grund für die Angriffe?
Der Grund für das verschärfte Vorgehen des israelischen Militärs ist wohl die
neue extrem-rechte Koalitionsregierung, die die rechteste ist, die es jemals in
Israel  gab.  An  ihrer  Spitze  steht  der  altbekannte  Benjamin  Netanjahu.
Minister für Nationale „Sicherheit“ ist der rechtsradikale Siedler Itamar Ben-
Gvir.  Dieser  sticht  unter  den  vielen  rassistischen  Äußerungen  von
Mitgliedern der neuen Regierung zusätzlich dadurch negativ hervor, dass er
die Massaker israelischer Siedlerterroristen wie Baruch Goldstein legitimiert,
„illoyale“  Palästinenser_innen  ausweisen  will  und  auch  schon  persönlich
angesichts palästinensischer Proteste die Pistole gezückt hat. Mit Blick auf
das  relativ  knappe  Wahlergebnis  versucht  sich  die  neue  rechtsextreme
Regierung nun durch ein besonders hartes Vorgehen und weitere Einschnitte
in die Rechte der Palästinenser_innen zu profilieren. Dabei steht sie stark
unter Druck. Mit der sich verschärfenden Wirtschaftskrise geht auch eine
verstärkte Verelendung der Arbeiter_Innenklasse in Israel einher, die sich
besonders  in  Reallohnverlusten,  massiver  Inflation,  Entlassungen  und
schlechteren Arbeitsbedingungen äußert. Die israelische Regierung versucht
jetzt  durch  nationalistische  Propaganda  und  der  Erweiterung  des
israelischen Staatsgebiets dieser Krise durch kurzfristige Scheinlösungen zu
begegnen und die israelische Arbeiter_Innenklasse mittels Nationalismus an



die herrschende Klasse zu binden und damit ihre Schlagkraft zu verringern.

Gibt es auch auf israelischer Seite Widerstand
dagegen?
Dass die Palästinenser_innen das brutale Vorgehen der neuen Regierung
nicht widerstandslos über sich ergehen lassen, ist  nur allzu verständlich.
Doch auch in Israel gibt es viele kritische Stimmen. So haben wir zahlreiche
Massendemonstrationen in Israel gesehen, die gegen die neue Regierung auf
die Straße gegangen sind.  Zwar bieten diese Demonstrationen insgesamt
keine sozialistische Perspektive und formulieren in ihrer Gesamtheit keine
grundsätzliche Kritik am israelischen Staat oder dem Zionismus, sind jedoch
Ausdruck  der  Unzufriedenheit  mit  dieser  extrem rechten  Regierung.  Sie
können einen Ausgangspunkt für Widerstand in der israelischen Bevölkerung
bieten, wenn fortschrittliche Organisationen es verstehen, in diese Proteste
die Position der israelischen und der palästinischen Arbeiter_innenklasse zu
tragen und die Führung zu übernehmen. Es muss dabei darum gehen, die
soziale  Frage  mit  der  Beendigung  der  Besatzung  zu  verknüpfen.
Kommunistische Gruppen wie „Hadash“ und Antifa-Gruppen haben auf der
über 100 000 Teilnehmende zählenden Großdemonstration in Tel Aviv in der
vergangenen Woche mit ihrem „radical bloc“ ein starkes Zeichen gesetzt.
Darin fanden sich viele palästinensische Fahnen, „Palestinen Lives Matter“-
Schilder als  auch Banner mit  der Aufschrift  „There’s no democracy with
apartheid,” oder “A nation that occupies another nation will never be free“.

Wie ist die Reaktion der Palästinenser_innen
zu bewerten?
Den Palästinenser_innen steht das Recht auf nationale Selbstbestimmung zu
und auch, sich gegen Angriffe zu verteidigen und gegen die fortwährende
Besatzung zu wehren. Wir verteidigen dieses Recht, auch wenn wir Angriffe
auf  Zivilpersonen,  insbesondere  den brutalen  Anschlag  auf  die  betenden
Menschen in der Synagoge in Ost-Jerusalem, entschieden ablehnen. Dass es
angesichts der israelischen Besatzungspolitik zu solchen Anschlägen kommt
und eine auf die Arbeiter_innenklasse gestützte Taktik im palästinensischen



Widerstand fehlt,  ist auf die Schwäche der palästinensischen Linken, den
Verrat  der  Stalinist_innen  in  ihren  Reihen,  die  verräterische  Politik  der
palästinensischen  Autonomiebehörde,  die  Abwesenheit  von  legalen
Protestmöglichkeiten  und  den  Siegeszug  des  politischen  Islams  in  der
gesamten Region zurückzuführen. So konnten sich Hamas und Islamischer
Jihad als die „entschlossenere Alternative“ präsentieren. Dabei sind beide
reaktionäre  Organisationen,  die  nicht  im Interesse  der  palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse handeln. Sie sind reaktionär, da sie in ihren Taktiken
gezielt Jüd_innen angreifen, anstatt die israelische Staatsmaschinerie zum
Ziel  zu erklären und für  Verbesserungen zu kämpfen.  In  ihrer  Ideologie
stellen sie sich gegen Jüd_innen,  aber auch gegen andere Ethnien (auch
innerhalb der palästinensischen Bevölkerung) und vor allem gegen queere
Menschen und Frauen,  deren Unterdrückung sie  aktiv  befürworten.  Ihre
Taktik  dient  dazu,  sich  als  Führungskraft  des  Befreiungskampfes  zu
inszenieren, indem sie hin und wieder mal Raketen nach Israel schicken. Sie
tun dies,  da  sie  davon profitieren,  wenn sie  sich  als  Führung ausgeben
können,  wenn  sie  Israel  symbolisch  angreifen  und  die  Reaktion
propagandistisch  ausschlachten  können.  Damit  machen  sie  es  der
israelischen Führung auch leicht,  die Palästinenser_innen zum kollektiven
Feind zu erklären. Mit ihren Aktionen verfolgen Hamas und Islamischer Jihad
keine  Strategie  zur  Befreiung  Palästinas,  sondern  eine  Strategie  zur
Erhaltung ihrer Macht, hinter der eine Klasse aus Klerikalen und Bürokraten
steht.

Die  palästinensische  Bourgeoisie  wird  dagegen  vor  allem  von  der
konservativen  Fatah  vertreten,  welche  die  Regierungsgeschäfte  der
Palästinensischen Autonomiebehörde (PA) in der Westbank lenkt. Diese ist
eine  Institution,  die  aufgrund  der  sehr  schwachen  palästinensischen
Wirtschaft nur durch ausländische Entwicklungshilfe aus der EU und den
USA am Leben erhalten werden kann. Da das Hauptinteresse der EU und der
USA die Sicherheit ihres Verbündeten Israel ist, binden sie ihre Zahlungen
daran,  dass  die  PA  für  „Ruhe  und  Ordnung“  in  den  palästinensischen
Gebieten sorgt. Ein großer Teil der Zahlungen fließt deshalb ausschließlich
in den palästinensischen Militär- und Polizeiapparat. Die PA unter Führung
der konservativen Partei Fatah wird also dafür bezahlt, die palästinensische



Bevölkerung ruhig  zu  halten und Aufstände gewaltsam zu unterdrücken.
Diese Funktion führt sie im Rahmen einer „Sicherheitskooperation“ mit dem
israelischen Militär aus. Die PA übernimmt somit die Rolle einer Verwalterin
der  Besatzung  und  entwickelte  sich  in  der  Vergangenheit  zu  einem
autor i tären  Po l i ze is taat ,  der  d ie  Meinungs - ,  Presse -  und
Demonstrationsfreiheit  unterdrückt  und  die  israelische  Besatzung
zementiert. Diese „Sicherheitskooperation“ wurde nun als Reaktion auf das
Blutbad in Jenin einseitig durch die PA aufgekündigt. Dies ist jedoch nicht als
eine Linksentwicklung der Fatah zu verstehen,  sondern vielmehr als  den
verzweifelten Versuch, noch irgendeine Form von Ansehen und Rückhalt in
der palästinensischen Bevölkerung zu behalten.

Was setzen wir dem entgegen?
Was  es  braucht,  ist  eine  unabhängige  Position  der  palästinensischen
Arbeiter_innenklasse, die keine Illusionen in die bürgerlichen Kräfte Hamas,
Islamischen Jihad oder die Fatah hat. Diese würde bedeuten zu erkennen,
dass  israelische und palästinensische Arbeiter_innen dieselben Interessen
und  Ziele  haben  und  dass  sie  nur  die  Ketten  des  Kapitalismus  und
Nationalismus davon trennen. Die Geschichte hat schon oft  gezeigt,  dass
nationale Gegensätze im gemeinsamen Kampf für gleiche Ziele verschwinden
können.  Unsere  Perspektive  ist  die  eines  säkularen  multi-ethnischen
Arbeiter_innenstaates zu kämpfen,  in  dem jeder Mensch unabhängig von
seiner  Religion  und  Hautfarbe  in  Frieden  leben  kann.  Um  jedoch  die
Palästinenser_innen für  diese Position zu gewinnen,  dürfen wir  nicht  als
kommunistische  Besserwisser_innen  am  Rande  des  Kampfes  stehen  und
zuschauen.  Wir  müssen  uns  als  Teil  ihres  Kampfes  für  nationale
Selbstbestimmung verstehen, auch wenn uns die Führung dieses Kampfes
aus reaktionären Kräften nicht  passt,  sein Ziel  ist  trotzdem legitim.  Nur
indem  wir  das  legitime  Recht  dieses  Befreiungskampfes  bedingungslos
verteidigen  und  die  israelische  antizionistische  Opposition  unterstützen,
werden die Massen offen für unsere Positionen sein und den Kampf um die
nationale Selbstbestimmung mit der Klassenfrage zu verbinden. Hier vor Ort
muss  das  bedeuten,  aktiv  gegen  Waffenlieferungen  und  militärische
Unterstützung für Israel durch die BRD zu sein. Sich gegen Betätigungs- und



Demonstrationsverbote für palästinensische Organisationen auszusprechen
und  den  palästinensischen  Befreiungskampf  gegen  verleumderische
Antisemitismusvorwürfe  zu  verteidigen.

Als REVOLUTION bieten wir dem Kampf deshalb die folgende Perspektive:

Verbindung der  Kämpfe der  israelischen Arbeiter_Innenklasse mit
dem  Kampf  um  nationale  Selbstbestimmung  in  Palästina!  Für
Massenstreiks und gemeinsame Aktionens von Palästinenser_innen
und  der  israelischen  Arbeiter_innenklasse  gegen  Inflation,
Reallohnverluste, Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und für
die Kontrolle der Klasse über die Schlüsselindustrien!
Es gibt kein Existenzrecht für kapitalistische Nationalstaaten! Für
den  Aufbau  eines  freien,  rätedemokratischen,  sozialistischen
Palästinas, das den bürgerlichen Staat Israel durch demokratische
Strukturen  und  friedliches  Zusammenleben  im  Rahmen  einer
Föderation  sozialistischer  Staaten  ersetzt!
Für  volle  Staatsbürger_innenrechte  für  alle,  da  wo  sie  gerade
Wohnen, unabhängig von ihrer Herkunft oder Religion!
Für volle Religionsfreiheit und gegen religiöse Staaten! Jede_r muss
das  Recht  haben,  die  eigene  Religion  auszuüben,  solange  die
Unversehrtheit  anderer  gewährleistet  ist!
Für  demokratische  Milizen  zur  Verteidigung  vor  rassistischen,
antisemitischen  oder  sonstigen  reaktionären  Angriffen,  gewählt
durch  die  Arbeiter_innenklasse  Palästinas  und  Israels!

Gegen jeden Antisemitismus!
Statement  von  anti-imperialistischen  Kräften  in  FridaysForFuture,
erschienen  im  Januar  2023

https://onesolutionrevolution.de/gegen-jeden-antisemitismus/


Unsere Anmerkungen
Wir  solidarisieren  uns  mit  den  anti-imperialistischen  Kräften  in
FridaysForFuture,  die  Klimagerechtigkeit  auch  wirklich

Wir  solidarisieren  uns  mit  den  anti-imperialistischen  Kräften  in
FridaysForFuture (FFF), die Klimagerechtigkeit auch wirklich ernst meinen
und  nicht  einzelne  Bevölkerungsgruppen  davon  ausschließen.  Der  unten
dargestellte Fall reiht sich ein in mehrere undemokratische und rassistische
Äußerungen der Führung von FFF, sei es gegenüber „Palästina spricht“ in
Bremen, gegenüber Ali Kocak in Berlin oder in zahlreichen Tweets und Posts
im Internet. Um so wichtiger ist es, dass wir uns nicht mundtot machen
lassen und die Politik der Führungsfiguren von FFF gemeinsam in Frage
stellen und eine internationalistische Perspektive aufwerfen.
Deshlab  spiegeln  wir  an  dieser  Stelle  das  folgende  Statement  von
antirassistischen  Aktivist_innen  innherhalb  von  FFF.  Dabei  möchten  wir
jedoch  darauf  verweisen,  dass  wir  einen  anderen  Antisemitismusbegriff
haben  und  halten  einige  Darstellungen  in  dem  Statement  für  verkürzt.
Deshalb sei an dieser Stelle auf unseren Artikel „Was ist Antisemitismus?“
verwiesen. In unserem Programm findet ihr außerdem, was eigentlich unsere
Position  zum  Nah-Ost-Konflikt  ist.  Wir  stehen  den  Autor_innen  des
Statements  jedoch  so l idar isch  zur  Se i te  und  fordern  a l le
Internationalist_innen  in  FFF  auf,  die  rassistische  und  undemokratische
Politik der Führung von FFF offen zu kritisieren. What do we want? Climate
Justice!

https://onesolutionrevolution.de/smash-fascism/

https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-beka
empft-werden/

Statement:
Seit  Beginn des Jahres wurden min.  32 Palästinenser*innen von der IDF
ermordet, dass sind mehr Menschen als das Jahr Tage hat. Trotzdessen hat
sich FFF Deutschland (@FridayForFuture) erneut von einem Tweet von FFF

https://onesolutionrevolution.de/smash-fascism/
https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-bekaempft-werden/
https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-bekaempft-werden/


International  (@fridays4future)  distanziert,  welcher  diese  Fakten auf  den
Tisch gelegt und sich hinter widerständige Palästinenser*innen gestellt hat.
Sie unterstellen FFF Int. Antisemitismus und verschieben den Diskurs, indem
sie  behaupten,  dass  verkürzte  Darstellungen  gemacht  würden  und  der
Konflikt „zu komplex“ sei.

Es  handelt  sich  um einen Konflikt  mit  einer  unterdrückenden und einer
unterdrückten Partei. Die Toten werden schlichtweg ignoriert.

Da fragen wir uns, sind die Almans mit ihrem Lastenrad gegen eine Wand
gefahren?  Hat  der  Grünen-Sticker  jetzt  einen Kratzer?  Das  würde ihnen
wahrscheinlich mehr bedeuten als 32 ermordete Menschen.

Kritik  an  Apartheid  und  Siedlungskolonialismus  ist  kein  Antisemitismus,
sondern „antikoloniale Pflicht“. So formulierten es unsere Genoss*innen von
BiPoC for Future unter dem Tweet von FFF Deutschland, & dem können wir
uns nur anschließen.

Israel  ist,  um  es  einmal  ganz  deutlich  auszudrücken,  ein  neokolonialer
Apartheidsstaat¹ mit einer rechtsextremen Regierung!

Die neue israelische Regierung hat kein Interesse an einer 2-Staaten-Lösung
und  macht  diese  zunichte.  Gerade  wird  mehr  über  das  Wort  „Intifada“
geredet als über Apartheid. Um das eben abzuschließen: „Intifada²“ ist ein
arabisches Wort und steht für „Aufstand“ bzw. „sich erheben“.

Die palästinensischen Intifadas waren Aufstände gegen ihre Unterdrückung
und  Ermordung.  Sie  machten  Gebrauch  von  Massenprotesten,
Generalstreiks,  Frauenkomitees,  selbstversorgenden  Rätestrukturen  von
unten,  Massenboykott  bis  hin  zu  militantem  Widerstand.  Angriffe  auf
Zivilist*innen  unterstützen  wir  natürlich  nicht.  Intifada  hat  nichts  mit
„Vernichtungsantisemitismus“ oder gar „alle Jüd*innen ermorden“ zu tun.
Hier wird Staat und Religion gleichgesetzt. Es möge argumentiert werden,
dass Israel aber ein oder gar der einzige Safe-Space für Jüd*innen sei. Doch
ein kapitalistischer Staat  kann niemals  ein  Safe-Space sein.  Es geht  der
israelischen  Regierung  nicht  um  die  Menschen,  sondern  um  Zahlen  &
Prozente.  Auch  sind  einige  Jüd*innen  in  Israel  nicht  sicher,  jene,  die



arabisch-sprachig und oder Schwarz sind.

Und was ist eigentlich mit den Jüd*innen in Israel und auf der ganzen Welt,
welche die Idee des Zionismus ablehnen? Auch diese sind dort keinesfalls
sicher. Unser Ziel sollte sein, eine intersektionale Gesellschaft aufzubauen, in
der alle Menschen sicher sind.

Erwähnenswert ist auch, dass selbst Shoa-Überlebende, wie Esther Bejarano,
zu Lebzeiten von den gleichen Leuten als „Antisemitin“ diffamiert wurde,
weil sie sich für palästinensische Menschenrechte eingesetzt hat.

Übrigens:

Die  Distanzierung  von  dem  Tweet  wurde  mit  der  FFF-Bewegung  in
Deutschland nicht einmal abgesprochen. Das, was die deutsche Fridays for
Future-„Bundesebene“ gerade abzieht, ist schlichtweg undemokratisch. Das
zeigt  einmal  wieder  die  extremen  Machtstrukturen  innerhalb  von  FFF
Deutschland. Auch behauptet die Bundesebene, dass FFF Deutschland die
IHRA-Definition  von  Antisemitismus  übernommen  hätte,  was  zu  keinem
Zeitpunkt  besprochen oder  beschlossen wurde.  Sogar Jüd*innen die  eine
andere Meinung vertreten,  werden nicht gehört.  Zur IHRA-Definition hat
auch die Rosa Luxemburg Stiftung eine empfehlenswerte Analyse gemacht³.

Es hat sich ein weiteres Mal gezeigt, wenn die deutsche FFF-Bundesebene
int. Klimagerechtigkeit sagt, meint sie das nicht wörtlich, schon gar nicht,
wenn es um antikoloniale Klimagerechtigkeit geht.

Vertraut den Drecksliberalen nicht!

Hoch die internationale Solidarität!

Yallah Intifada!

¹  1 .
https://www.un.org/en/genocideprevention/documents/atrocity-crimes/Doc.10_International%20Convention%20on%20the%20Suppression
%20and%20Punishment%20of%20the%20Crime%20of%20Apartheid.pdf

2 .
https://www.amnesty.org/en/latest/campaigns/2022/02/israels-system-of-apartheid/#:~:text=This%20is%20apartheid.,order%20to%20bene
fit%20Jewish%20Israelis

3. https://www.hrw.org/report/2021/04/27/threshold-crossed/israeli-authorities-and-crimes-apartheid-and-persecution



4. https://www.btselem.org/apartheid

²Arabisch – Sich erheben, loswerden, abschütteln

³https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/rls_papers/Papers_2-2019_Antisemitismus.pdf

Wiederholte Qual der Wahl
Zur Wahlwiederholung im Februar in Berlin von Wilhelm Schulz

Zuerst  erschienen  in  der  Neuen  Internationalen  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht.

Berlin  wählt  noch  einmal.  Am  12.  Februar  steht  die  Wiederholung  der
Wahlen zum Abgeordnetenhaus und der Bezirksverordnetenversammlungen
an.  Das  Bundesverfassungsgericht  ordnete  die  Wiederholung  des
Urnengangs  vom  26.  September  2021  zur  „Wiederherstellung  der
verfassungsmäßigen  Ordnung“  (Tagesschau  16.11.22)  an.

Schließlich  war  die  vergangene  Wahl  auch  ein  Desaster.  Es  wurden
unvollständige  Briefwahlzettel  ausgeschickt.  In  72  dokumentierten  Fällen
fehlten  die  Stimmzettel  für  den  damaligen  Volksentscheid  von  Deutsche
Wohnen & Co. enteignen. In mindestens 424 Wahllokalen musste noch nach
18 Uhr abgestimmt werden, da nicht rechtzeitig ausreichend Stimmzettel
vorlagen und 73 Wahllokale wurden aufgrund dessen zeitweise geschlossen.
Teilweise wurden Stimmzettel  vertauscht.  Schlussendlich kam es in neun
Prozent der Lokale zu Unregelmäßigkeiten.

Wiederholung und nicht Neuwahl
Politisch führte die Abgeordnetenhauswahl 2021 zu einer Fortsetzung der
rot-grün-roten  Koalition.  Sechs  Parteien  zogen ins  Abgeordnetenhaus  ein
(SPD: 21,4 %, Grüne: 18,9 %, CDU: 18,9 %, LINKE: 14,1 %, AfD: 8,0 % und
FDP:  7,1  %).  Die  Wahlprognosen  ähneln  diesem  Ergebnis  mit  leichten
Verschiebungen.  Es  ist  unklar,  ob  SPD,  Grüne  oder  CDU  die  meisten
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Stimmen erhalten werden. Die FDP und die LINKE drohen, 2 bzw. 3 Prozent
zu verlieren.

Dabei  ist  zu  beachten:  Das  Prozedere  am  12.  Februar  ist  eine
Wahlwiederholung,  keine Neuwahl.  Dementsprechend dürfen die Parteien
keine  Veränderungen  bezüglich  der  aufgestellten  Direktkandidat_Innen
sowie  Landeslisten  vornehmen  –  nur  der  Tod  entschuldigt.  Doch  was
bedeutet das für uns? Mehr als ein Jahr RGR2 liegt bereits hinter uns mit
Auseinandersetzungen um die Krise der LINKEN, einer Konfrontation um die
Frage „Regierungsbeteiligung oder Umsetzung des Mietenvolksentscheids?“,
einem  Krieg,  einer  Teuerungswelle  und  vielem  mehr.  Wir  wollen
dementsprechend  in  diesem Text  auf  die  Politik  der  Koalition  von  SPD,
Grünen und LINKEN, aber auch auf die Krise der LINKEN eingehen und
unsere wahltaktischen Schlussfolgerungen darlegen.

Links blinken, rechts abbiegen?
Zahlreich  sind  die  Versprechen  für  Verbesserungen,  die  Rot-Rot-Grün
gegeben hat. Noch zahlreicher sind jedoch die, die über Bord geworfen oder
so umgedreht wurden, dass man sie kaum als Verbesserungen verstehen
kann. Ein Beispiel dafür ist die sogenannte Schulbauoffensive, ein Private-
Public-Partnership-Modell,  mit  dem  Versprechen,  notwendige
Sanierungsarbeiten  zu  tätigen,  das  mehr  schlecht  als  recht  läuft.  Hinzu
kommen massive Kürzungen bei den Verfügungsfonds der Berliner Schulen.
Während früher pro Schule 28.000 Euro zur Verfügung standen, sind es nun
3.000 Euro.

Auch die von den Grünen geführte Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität,
Verbraucher-  und Klimaschutz  (Senatorin:  Jarasch)  kann nicht  besonders
glänzen: Denn RGR2 setzt den Versuch der Teilprivatisierung der Berliner S-
Bahn fort und schrieb am 17. Juni 2020 die sogenannte Stadtbahn (Ost-West-
Verbindung) und den Nord-Süd-Tunnel aus. Die Netzausschreibung findet in
Teilen statt und die Ausschreibung der Fahrzeuginstandhaltung ist ebenfalls
davon getrennt.

Besonders präsent ist jedoch der Umgang mit dem Volksentscheid Deutsche



Wohnen & Co enteignen, der bereits während des letzten Wahlkampfes für
einigen Aufruhr in der Parteienlandschaft sorgte. So machten die Regierende
Bürgermeisterin,  Franziska  Giffey  (SPD),  und  mit  Abstrichen  die
Spitzenkandidatin der Grünen, Bettina Jarasch, schon vor der Wahl klar, dass
es eine Enteignung großer Immobilienkonzerne mit ihnen nicht geben wird.
Somit  wurde  bereits  vor  dem  ersten  möglichen  Sondierungsgespräch
deutlich,  dass  es  keine  Koalition  geben  konnte,  die  bereit  war,  den
Volksentscheid  umzusetzen.

Das  hielt  die  LINKE nicht  davon  ab,  sich  bis  heute  als  bedingungslose
Unterstützerin des Volksentscheids zu inszenieren. Statt ihn aber konsequent
umzusetzen, stimmte sie der Einrichtung einer Expert_Innenkommission zu,
die die Enteignung objektiv verschleppt, die nicht nur das „Wie“ sondern
auch und vor allem das „Ob“ diskutieren soll. Währenddessen plante DIE
LINKE mit der Koalition hinterrücks die personelle Zusammensetzung der
Kommission,  gaukelte  der  Initiative  DWe  aber  vor,  selbiges  mit  ihr
abzusprechen.

Das gibt natürlich ordentlich Raum für emotionale Empörung und ist einer
der  Gründe,  warum  sich  viele  Linksparteimitglieder  enttäuscht  von  der
eigenen Partei abwandten. Überraschend ist es jedoch auf der anderen Seite
nicht.  Schließlich  besteht  einer  der  Funktionen  reformistischer
Organisationen  darin,  soziale  Proteste  zu  inkorporieren.  Gleichzeitig  hat
genau  dies  dazu  geführt,  dass  sich  die  Spaltungslinien  innerhalb  der
Linkspartei  verstärkt  haben,  da  man  auch  seiner  sozialen  Basis  gerecht
werden muss.

Auch wenn die Linkspartei wahrscheinlich weiter Stimmen verlieren wird, so
ist sie noch immer eine Partei mit rund 8.000 Mitgliedern und rund 250.000
Wähler_Innen allein in Berlin. Trotz Unterordnung unter die Vorgaben der
Koalition und Enttäuschung vieler Anhänger_Innen setzen bis heute viele
Aktivist_Innen  sozialer  Bewegungen  (sogar  von  DWe!)  und  die  politisch
bewuss teren  Sch ich ten  der  Arbe i te r _ Innenk lasse  ( z .  B .
Krankenhausbewegung)  auf  DIE  LINKE –  und  sei  es  als  kleineres  Übel
angesichts  von  Parteien,  die  ansonsten  entweder  für  offen  neoliberale,
konservative  und  rassistische  Politik  stehen  oder  die  imperialistische



Aufrüstungspolitik  und  den  Wirtschaftskrieg  gegen  Russland  an  der
Bundesregierung  mitverantworten.

Zerreißprobe  für  die  Linkspartei:  für  eine
linke Opposition!
Die Auseinandersetzung rund um das letzte Wahlergebnis zeigte auf, dass es
in den unterschiedlichen Flügeln der LINKEN Differenzen gibt um die Frage,
welche Politik die Partei angesichts ihrer generellen Krise anstoßen muss.
Das regierungssozialistische Mehrheitslager in Berlin wie bundesweit warb
für Rot-Grün-Rot und gab dafür weite Teile seiner Versprechen auf, während
ein  Minderheitsflügel  die  Beteiligung  an  einer  Regierung  mit  SPD  und
Grünen nicht prinzipiell ablehnte, jedoch die Selbstaufgabe dafür.

Diese Orientierung der Mehrheit ist nachvollziehbar, da die LINKE seit ihrer
Gründung länger an der Regierung in Berlin war als in der Opposition. Berlin
ist quasi zu einem Vorzeigeprojekt der Regierungssozialist_Innen geworden.
Die Beteiligung an etwaigen Koalitionen wird von diesem Lager mit  der
Existenzberechtigung der Gesamtpartei in eins gesetzt – eine Orientierung,
die  ein  Hindernis  und  keinen  Zugewinn  gegenüber  den  Angriffen  auf
Errungenschaften der Klasse darstellt.

Während der Minderheitsflügel in der Partei in Teilen zwar ausspricht, dass
sich beide Ziele entgegenstehen, bleiben die praktischen Konsequenzen aus.
In Teilen der Partei wird anerkannt, dass es sich um zwei mögliche Pfade
handelt, die sie einschlagen kann: entweder Orientierung auf die Regierung
oder  Kampf  für  die  Umsetzung ihrer  Versprechen.  Das Ausbleiben einer
systematischen Opposition durch DWe selbst hängt direkt damit zusammen,
dass  die  Initiative  programmatisch auf  selbige Sackgasse zusteuert:  eine
Umsetzung durch parlamentarische Mehrheiten.

Zwischen der  Wahl  und der  Koalitionsbildung bildete  sich  innerhalb  der
LINKEN  Widerstand.  Mit  der  Initiative  für  eine  linke  Opposition  und
Anträgen  gegen  die  Regierungsbeteiligung  wurde  dies  greifbar,  doch
erstickte dies schlussendlich im Keim. Anstatt über die Urabstimmung hinaus
gegen die Regierungsbeteiligung zu kämpfen, endete der organisatorische



Prozess zu Beginn des Jahres 2022. Zwar gibt es weiterhin eine Reihe von
Direktkandidat_Innen der LINKEN, die sich gegen eine erneute Beteiligung
an RGR aussprechen, doch ändert diese nichts an ihrer Zersplitterung. Unter
den Parlamentarier_Innen findet  sich  keine  Person,  die  offen  ausspricht,
gegen Giffey gestimmt zu haben.

Keine offenen Treffen der Gegner_Innen der Regierungsbeteiligung wurden
organisiert. Der Konflikt hat sich verlagert – hin zur Frage der Umsetzung
des Volksentscheids. Diese Verlagerung ist ein Ausdruck dessen, in welche
Sackgasse  sich  die  LINKE  manövriert  hat,  jedoch  zugleich  ein  falscher
Konsens. Denn es zögert den Konflikt hinaus, da zugleich passiv auf das
Ergebnis einer Expert_Innenkommission gewartet werden kann, deren Urteil
n icht  b indend  i s t ,  und  das  a ls  e ine  Perspekt ive  gegen  d ie
Verhinderungstaktik  von  SPD  und  Grünen  dargestellt  wird.

Die Verlagerung steht also aktiv dem politischen Konflikt im Wege. In diesem
Sinne muss auch die bedingungslose Unterstützung des Volksentscheides,
die  die  LINKE  kürzlich  erst  erneut  bekräftigte,  als  Lippenbekenntnis
gewertet werden. Für Parteilinke bedeutet das, ihre Aufgaben in der LINKEN
zu  erkennen,  wenn  sie  nicht  Flankendeckung  zur  Verteidigung  der
Regierungsbeteiligung  bleiben  möchten.

Wie verhalten wir uns dazu?
Die Aufgabe für Revolutionär_Innen lautet nun aufzuzeigen, wie der linke
Flügel den Kampf um seine Inhalte führen muss. Dazu muss an dieser Stelle
Druck aufgebaut werden, da eine bisher systematische Organisierung des
Widerstands gegen die Regierungssozialist_Innen ausgeblieben ist. Zugleich
sind  dessen  Kandidat_Innen  durchaus  Repräsentant_Innen  einer
bedeutenden Minderheit in der Partei und kontrollieren faktisch Bezirke wie
das mitgliederstarke Neukölln.

Deswegen rufen wir zur kritischen Unterstützung der Kandidat_Innen des
linken Flügels der LINKEN bei den Erststimmen auf. Wir wollen damit jene
Kräf te  in  ihr  s tärken ,  d ie  s ich  gegen  e ine  pr inz ip ien lose
Regierungsbeteiligung  ausgesprochen  und,  wenn  auch  inkonsequenten,



Protest gegen den Koalitionsvertrag unterstützt und organisiert haben. Das
Ziel ist es, sie in die Verantwortung zu bringen und unter Druck zu setzen,
den kämpferischen Worten auch ebensolche Taten folgen zu lassen.

Wir rufen daher bei den Erststimmen nur zur Wahl jener Kandidat_Innen auf,
um unsere Stimme gegen die Regierungsbeteiligung sichtbar zu machen.
Diese Sichtbarkeit machen wir fest an drei Punkten; Erstens unterstützen wir
jene Kandidat_Innen direkt, die auf dem Landesparteitag der LINKEN den
Antrag gegen die Regierungsbeteiligung aufgestellt haben. Zweitens rufen
wir zur Stimmabgabe für jene Kandidat_Innen auf, die öffentlich die Initiative
„Für eine linke Opposition“ unterstützten, sowie drittens jene, die öffentlich
für  einen  Bruch  mit  der  Regierungspolitik  der  LINKEN  eintreten  wie
beispielsweise Jorinde Schulz und Ferat Koçak, beides Direktkandidat_Innen
in Neukölln.

Die Unterstützung verbinden wir mit der Forderung, dem Nein-Lager einen
organisatorischen  Ausdruck  zu  geben.  Zugleich  rufen  wir  zur
Zweitstimmenabgabe  für  DIE  LINKE  auf.  Schlussendlich  soll  die
eingeschlagene Taktik dem linken Flügel im Kampf zur Klarheit verhelfen
und  nicht  durch  reine  Stimmabwesenheit  zum  Bedeutungsverlust  ohne
politische Alternative führen. Wäre dies der Fall, so würde unsere Wahltaktik
gegenüber den Wähler_Innen nichts aussagen, außer zuhause zu bleiben. Mit
dieser Taktik hingegen rufen wir dazu auf, auch über die Wahl hinaus Druck
aufs  Abgeordnetenhaus  und  die  bremsende  Mehrheit  der  LINKEN
aufzubauen.  Der  essentielle  Punkt  ist  nämlich  nicht  einfach  nur,  dazu
aufzurufen,  ein  Kreuz  zu  machen,  sondern  die  Stimmabgabe  mit  der
Aufforderung zur gemeinsamen Aktion zu verbinden.

Warum schlagen wir diesen Weg ein?
Als  revolutionäre  Marxist_Innen  betrachten  wir  die  Überwindung  des
Kapitalismus  und  damit  einhergehend  des  bürgerlichen  Staates  als  die
zentrale Aufgabe unseres politischen Wirkens. In Konsequenz dessen spielt
für uns die Organisierung und Mobilisierung der Arbeiter_Innenbewegung
eine zentralere Rolle als die Arbeit im Parlament, die strategisch überhaupt
unfähig  ist,  den  Kapitalismus  zu  überwinden.  Für  uns  ist  das



Abgeordnetenhaus  in  diesem  Sinne  eine  Tribüne  im  Klassenkampf.  Der
Reformismus  hingegen  steht  dieser  Aufgabenbeschreibung  diametral
entgegen.  Während  er  zugleich  am  gewerkschaftlichen  Bewusstsein
kämpfender Teile der Klasse ansetzend die politische Vertretung als Partei
der organisierten Arbeiter_Innenschaft zu repräsentieren vorgibt, hängt er
zugleich der Utopie der schrittweisen Überwindung gesellschaftlichen Elends
an. Das Ziel muss also sein, das vorherrschende reformistische Bewusstsein
innerhalb  der  Arbeiter_Innenklasse  –  noch  bürgerlich,  aber  von  der
Notwendigkeit  einer  Klassenpartei  überzeugt  –  zu  brechen.  Das  passiert
nicht allein durch Denunziation oder moralische Empörung über den Verrat
der  bürgerlichen  Arbeiter_Innenparteien.  Ansonsten  wäre  es  schwer
erklärbar, warum nach mehr als 100 Jahren der stetigen Enttäuschung Olaf
Scholz Kanzler ist oder Giffey in Berlin regieren kann.

Das heißt: Wir rufen zur kritischen Wahlunterstützung für DIE LINKE nicht
auf, weil wir denken, dass ihr Wahlprogramm, ihre Politik die dringlichsten
Ziele  von  Arbeiter_Innen,  Migrant_Innen,  Jugendlichen,  Renter_Innen,
Arbeitslosen  oder  anderen  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten  einlösen,
sondern weil sie gewählt wird von Hunderttausenden, die sie für eine soziale
Kraft  angesichts  massiver  Preissteigerungen  und  inmitten  eines
gesellschaftlichen  Rechtsrucks  halten.  Entscheidend  ist  daher  nicht  das
Programm, sondern das Verhältnis der Kandidat_Innen und/oder ihrer Partei
zur  Klasse  und  den  Unterdrückten.  Die  Taktik  der  kritischen
Wahlunterstützung  setzt  an  diesem Punkt  an,  weil  wir  als  revolutionäre
Marxist_Innen nicht imstande sind, aus eigenen Kräften anzutreten. Folglich
geben  wir  eine  kritische  Wahlempfehlung  für  nicht-revolutionäre
Kandidat_Innen  der  organisierten  Klasse  mit  dem  Ziel,  auf  sie  Druck
auszuüben und somit Teile vom Reformismus aktiv leichter wegbrechen zu
können, anstatt zu warten, bis diese von selbst desillusioniert werden. Denn
ob man es will oder nicht: Mit rund 8.000 Mitgliedern und rund 250.000
Stimmen bei der letzten Wahl ist DIE LINKE keine Kraft, die einfach ignoriert
werden kann.

Die Illusionen zerfallen nicht durch die reine Kritik an ihrer Ausrichtung,
sondern dadurch,  dass  die  Partei  in  die  Lage versetzt  wird,  ihre  Politik



umsetzen  zu  müssen.  Gerade  angesichts  der  Wahlwiederholung  muss
deutlich gesagt werden, dass DIE LINKE bereits anschaulich bewiesen hat,
dass  die  Regierungsbeteiligung  für  sie  mehr  bedeutet  als  ihrer
Wähler_Innenbasis. Doch der linke Flügel der Partei läuft Gefahr, dies durch
seine Passivität zu legitimieren, anstatt in der Partei und Wähler_Innenschaft
Widerstand zu organisieren.

Daher sagen wir: Schluss damit! Wir fordern die sofortige Umsetzung des
Volksentscheides,  ansonsten kommt keine Koalition zu Stande.  Wählt  die
Kandidat_Innen, die diese Position vertreten haben und lasst uns gemeinsam
für die Umsetzung dieser kämpfen!

Vollen  Support  an  die  junge
GEW Berlin!
Der Berliner  Ableger  der  Gewerkschaftsjugend der  Bildungsgewerkschaft
GEW hat sich mit einem offenen Brief an ihren Landesvorstand gewandt, um
einen Erzwingungsstreik zu organisieren. Nach mittlerweile 7 Warnstreiks
und  0  Gesprächsbereitschaft  seitens  des  grünen  Finanzsenators  Daniel
Wesener wollen sie den Druck auf den Senat dadurch erhöhen, dass die
Verhandlungen für gescheitert erklärt, eine Urabstimmung eingeleitet und zu
einem unbefristeten Streik aufgerufen wird, der erst aufhört, wenn das Ziel
erreicht  ist.  Unsere  Lehrer_innen  kämpfen  dabei  für  einen  Tarifvertrag-
Gesundheit, dessen Ziel es ist, unsere überfüllten Klassen zu verkleinern. Für
sie heißt das: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns heißt das: besser
Lernen, mehr Zeit und weniger genervte Burn-Out-Mathelehrer. Lasst uns
diese Kämpfe verbinden! Wie das genau funktionieren soll,  erfahrt ihr in
unserer neuen Schüler_Innenzeitung oder auf unserer Homepage. Außerdem
findet hier den offenen Brief der jungen GEW zum Nachlesen. Streik in der
Schule, Uni und Betrieb: Das ist unsere Antwort auf ihre Politik!
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Im Folgenden spiegeln wir den offenen Brief:

Erzwingungsstreik jetzt
Wir  fordern  den  Landesvorstand  auf,  die  Verhandlungen  um  den
Tarifvertrag-Gesundheit mit dem Berliner Senat für gescheitert zu erklären.
Wir,  die  streikenden  Lehrer:innen,  wollen  selbst  Einfluss  auf  die  Frage
nehmen, wie unser Arbeitskampf geführt wird. Der LV möge deshalb alle
nötigen  Schritte  für  eine  Abstimmung  über  einen  Erzwingungsstreik
einleiten.  Wir  streiken,  bis  wir  unseren  Tarifvertrag  haben!

Begründung
Die  Arbeitsbelastung  in  den  überfüllten  Klassen  unserer  Schulen  ist
unzumutbar.  Während  die  Schüler:innenzahlen  2023  weiter  ansteigen
werden, fehlen noch immer rund 1.000 Kolleg:innen in Berlin. Noch immer
hat  der  Senat  keinerlei  Schritte  unternommen,  um  diesen  Mangel  zu
beheben.Die  Untätigkeit  des  Berliner  Senats  hat  uns  zum  Handeln
gezwungen. Mit unserem Kampf für einen Tarifvertrag-Gesundheit möchten
wir die Arbeitsbelastung für uns alle durch eine gesetzliche Verankerung von
kleineren Klassengrößen verringern. So waren wir im vergangenen Jahr mit
ganzen sieben Warnstreiks auf der Straße. Wir waren viele und wir waren
laut.  Auch  der  Landeselternausschuss  hat  sich  unseren  Forderungen
angeschlossen. Und trotzdem lehnt der grüne Finanzsenator Daniel Wesener
bis heute ab, überhaupt mit uns zu sprechen. Wir finden: Jetzt reicht’s! Wir
finden, dass wir mehr Druck machen müssen, um den Senat endlich von
seiner  Blockadehaltung  abzubringen.  Wir  finden,  dass  wir  einen
Erzwingungsstreik  zur  Durchsetzung  unserer  Forderungen  brauchen.

Während  der  Senat  unsere  monatlichen  Warnstreiks  noch  teilweise
ignorieren  konnte,  kann  die  Bi ldungsverwaltung  bei  einem
Erzwingungsstreik nicht mehr den Kopf in den Sand stecken und Augen und
Ohren  vor  uns  verschließen.  Ein  Erzwingungsstreik  ist  unser
verfassungsmäßig geschütztes Recht nach gescheiterten Tarifverhandlungen
den Druck auf  den Arbeitgeber  zu erhöhen.  Wir  fordern deshalb unsere



Verhandlungsführer:innen  Anne  Albers  (Leiterin  des  Vorstandsbereichs
Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  und  Udo  Mertens  (Leiter  des
Vorstandsbereichs  Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  auf,  der
Wahrheit ins Auge zu sehen: Erkennt, dass es keine Verhandlungen geben
wird,  wenn wir den Druck nicht erhöhen! Erklärt  die Verhandlungen für
gescheitert!Auf mehreren Personalversammlungen hat uns Udo versprochen,
im kommenden Jahr die „Daumenschrauben anzuziehen“. Udo, halt dich an
dein  Versprechen  und  leite  eine  Urabstimmung  für  einen
Erzwingungsstreik  ein!

Wir lassen uns nicht lähmen von der Verzögerungs- und Hinhaltetaktik des
Senats.  Wir  wollen  unseren  Tarifvertrag,  denn  unter  den  gegebenen
Umständen, weiß kaum jemand von uns, wie wir diesen Job, den wir doch alle
eigentlich irgendwo auch lieben,  die nächsten zehn Jahre weiter machen
sollen.  Lasst  uns  deshalb  gemeinsam  das  Thema  Bildung  auf  die
Tagesordnung  des  Berliner  Wahlkampfes  setzen!

Dafür wollen wir nun endlich „die Daumenschrauben anziehen“. Wir fordern
den  GEW-Landesvorstand  mit  diesen  Unterschriften  dazu  auf,  alle
notwendigen Schritte für einen Erzwingungsstreik in die Wege zu leiten und
diesen aktiv zu organisieren. Natürlich freuen wir uns auch über Solidarität
von Kolleg:innen aus anderen Bundesländern, denn die Frage von kleineren
Klassen betrifft nicht nur Berlin.

Wenn das Paket nicht kommt, ist
der Konzern schuld!
In der Deutschen Post AG wird gestreikt. Zwischen dem 18. und 20. Januar
waren über 33 Tausend Beschäftigte für 15% mehr Gehalt, sowie 200€ mehr
Ausbildungsvergütung auf der Straße. Der Konzern macht dabei kaum einen
Schritt auf die Arbeiter_innen zu.
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